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DIESES DOKUMENT IST WICHTIG UND ERFORDERT IHRE SOFORTIGE AUFMERKSAMKEIT 

Die Verteilung dieses Dokuments kann in bestimmten Rechtsordnungen rechtlichen 

Beschränkungen unterliegen. Personen, die in den Besitz dieses Dokuments gelangen, sind 

verpflichtet, sich über solche Beschränkungen zu informieren und diese zu beachten. Die 

nachfolgende Aufforderung zur Abstimmung außerhalb einer Versammlung wird nur außerhalb 

der Vereinigten Staaten von Amerika und nur an Personen abgegeben, die keine „U.S. Personen“ 

(wie in Regulation S des United States Securities Act von 1933 in der jeweils gültigen Fassung 

definiert) sind. Dieses Dokument stellt weder ein Angebot noch eine Aufforderung zur Abgabe 

eines Angebots zum Kauf oder der Zeichnung von Wertpapieren in den Vereinigten Staaten oder 

einer anderen Rechtsordnung dar. 

 

 

aap Implantate AG 

 

Berlin 

Bundesrepublik Deutschland 

 
ABSTIMMUNG OHNE VERSAMMLUNG 

 
 
Wichtiger Hinweis / Important Notice 

 
Inhaber der EUR 2.703.750,00 Pflichtwandelanleihe 2023/2028 (ISIN DE000A351ZH9 / WKN: A351ZH)) 

(„Schuldverschreibung“) der aap Implantate AG mit Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt 

innerhalb oder außerhalb der Bundesrepublik Deutschland („Deutschland“) sollten die nachfolgenden 

Hinweise beachten. 

Holders of the EUR 2,703,750.00 mandatory convertible bonds 2023/2028 ("Notes") of aap Implantate AG 

("Issuer") domiciled inside or outside the Federal Republic of Germany ("Germany") should take note 

of the instructions set out below. 

Die Veröffentlichung dieser Aufforderung zur Stimmabgabe („Aufforderung“) stellt weder ein 

öffentliches Angebot zum Verkauf noch ein Angebot oder eine Aufforderung zum Erwerb, Kauf oder zur 

Zeichnung von Aktien, Schuldverschreibungen oder sonstigen Wertpapieren dar. Ein Angebot zur 

Zeichnung von Wertpapieren der Emittentin wird bei Zustandekommen und Wirksamwerden der 

vorgesehenen Beschlüsse erst zu einem späteren Zeitpunkt und ausschließlich durch und auf Basis 

eines von der zuständigen Behörde zu billigenden und zu veröffentlichenden Wertpapierprospekts 

erfolgen. Allein der gebilligte Wertpapierprospekt wird die nach den gesetzlichen Bestimmungen 

erforderlichen Informationen für Anleger enthalten. Die nachfolgenden Ausführungen zum Hintergrund 

dieser Aufforderung (s. Abschnitt 1 der Aufforderung) sind von der Emittentin erstellt worden, um den 

Inhabern der Schuldverschreibung („Anleihegläubiger“) die Hintergründe für die 

Beschlussgegenstände im Rahmen der Abstimmung ohne Versammlung („Gläubigerversammlung“) 

und die konkreten Beschlussvorschläge zu erläutern. Die betreffenden Ausführungen sind keinesfalls 

als abschließende Grundlage für das Abstimmungsverhalten der Anleihegläubiger zu verstehen. Die 

Emittentin übernimmt keine Gewähr dafür, dass die Vorbemerkungen dieser Aufforderung 

(Abschnitt 1) alle Informationen enthalten, die für eine Entscheidung über die Beschlussgegenstände 

erforderlich oder zweckmäßig sind. Jeder Anleihegläubiger sollte seine Entscheidung über die 

Abstimmung zu den Beschlussgegenständen in der Gläubigerversammlung daher nicht allein auf der 

Grundlage dieser Aufforderung, sondern unter Heranziehung aller verfügbaren Informationen über die 

Emittentin nach Konsultation mit seinen eigenen Rechtsanwälten, Steuer- und/ oder Finanzberatern 

treffen. 

The publication of this invitation to a vote without meeting ("Invitation") constitutes neither a public 

offer to sell nor an offer or a request to acquire, purchase or subscribe for any shares, notes or other 
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securities. Such offer will be made only later and exclusively by means and on the basis of a securities 

prospectus to be approved by the competent authority and published by the Company, if and when the 

resolutions are passed and enter into force. Only the approved securities prospectus will contain the 

information for investors required under statutory regulations. The following outline of background 

information (see para. 1. of the Invitation) have been drawn up by the Issuer to outline the background 

to the resolutions to be passed at the vote without meeting ("Noteholders' Meeting") and the specific 

proposals for decision for the holders of the Notes ("Noteholders"). The relevant explanations are by 

no means to be understood as a final basis for the Noteholders' voting behavior. The Issuer shall not 

warrant that the preliminary remarks to this Invitation contain all the information necessary or 

appropriate for resolving on the resolutions. The Noteholders should not vote on the resolutions at the 

Noteholders’ Meeting solely on the basis of this Invitation but upon consulting their own attorneys, tax 

and financial advisors and considering all the information available on the Issuer. 

Großbritannien / United Kingdom. 

Die Veröffentlichung dieser Aufforderung und sämtlicher anderen Dokumente und/oder Unterlagen der 

Emittentin in Bezug auf die Restrukturierung der Schuldverschreibung erfolgt nicht durch eine nach 

Maßgabe der Ziffer 21 des Financial Services and Markets Act 2000 ("FSMA") berechtigte Person; die 

veröffentlichten Dokumente und/oder Materialien wurden auch nicht entsprechend zugelassen. 

Entsprechend dürfen diese Dokumente und/oder Materialien der Öffentlichkeit in Großbritannien nicht 

zugänglich gemacht werden. Die Übermittlung solcher Dokumente und/oder Materialien ist von den 

Beschränkungen für Finanzangebote (Financial Promotion) nach Ziffer 21 FSMA mit der Maßgabe 

befreit, dass sie ausschließlich gerichtet und weitergegeben werden an (i) Gesellschafter oder 

Gläubiger der Emittentin im Sinne von Art. 43 Financial Services and Markets Act 2000 (Financial 

Promotion) Order 2005 und (ii) andere Personen, denen diese Dokumente und/oder Unterlagen 

rechtmäßig zur Verfügung gestellt werden. 

The communication of the Invitation by the Issuer and any other documents or materials relating to the 

restructuring of the Notes is not being made, and such documents and/or materials have not been 

approved, by an authorised person for the purposes of section 21 of the Financial Services and Markets 

Act 2000 (the "FSMA"). Accordingly, such documents and/or materials are not being distributed to, 

and must not be passed on to, the general public in the United Kingdom. The communication of such 

documents and/or materials is exempt from the restriction on financial promotions under section 21 of 

the FSMA on the basis that it is only directed at and may be communicated to (i) those persons who 

are existing members or creditors of the Issuer or other persons within Article 43 of the Financial 

Services and Markets Act 2000 (Financial Promotion) Order 2005, and (ii) to any other persons to 

whom these documents and/or materials may lawfully be communicated. 
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AUFFORDERUNG ZUR STIMMABGABE 

 

an die Inhaber der 

6,00 % Pflichtwandelschuldverschreibung 2023/2028 über bis zu EUR 2.703.750,00 der 

aap Implantate AG 

(ISIN: DE000A351ZH9 / WKN: A351ZH) 

 

Die aap Implantate AG mit Sitz in Berlin, Lorenzweg 5, 12099 Berlin, Bundesrepublik Deutschland, 

eingetragen unter HRB 64083 B im Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg (nachfolgend 

auch die „Gesellschaft“ oder die „Emittentin“ und zusammen mit ihren konsolidierten Gesellschaften 

„aap“ oder die „aap-Gruppe“), fordert hiermit die Inhaber (jeweils ein „Anleihegläubiger“ und 

zusammen die „Anleihegläubiger“) der 

 

EUR 2.703.750,00 

6,00% Pflichtwandelanleihe 2023/2028 

aap Implantate AG 

fällig am 6. Oktober 2028 

ISIN: DE000A351ZH9 / WKN: A351ZH 

 

eingeteilt in Stück 2.625.000 auf den Inhaber lautende Teilpflichtwandelschuldverschreibungen im 

Nennwert von jeweils EUR 1,03 (der "Nennbetrag") (jeweils eine „Schuldverschreibung“ und 

zusammen die „Schuldverschreibungen“ bzw. „Anleihe“) und einem Gesamtnennbetrag von bis zu 

EUR 2.703.750,00, zur Stimmabgabe in einer Abstimmung ohne Versammlung 

 

innerhalb des Zeitraums beginnend am  

26. März 2024, um 0:00 Uhr (MEZ) 

und endend am  

28. März 2024, um 24:00 Uhr (MEZ) 

(„Abstimmungszeitraum“) 

 

gegenüber dem Notar Dr. Karl-Thomas Stopp, mit Amtssitz in Berlin und Geschäftsräumen in der 

Uhlandstraße 6, 10623 Berlin (der „Abstimmungsleiter“) auf („Abstimmung ohne Versammlung“; 

die Aufforderung zur Stimmabgabe in der Abstimmung ohne Versammlung, die „Aufforderung zur 

Stimmabgabe“). 

 

 

 

 



 

1  Seite 4 von 27 

 

Inhaltsverzeichnis 

 

1. Hintergrund und Gründe für die Abstimmung ohne Versammlung ................................................. 5 

2. Gegenstand der Abstimmung ohne Versammlung und Beschlussvorschlag der Emittentin ........ 10 

3. Rechtsgrundlage für die Abstimmung ohne Versammlung, Beschlussfähigkeit und 

Mehrheitserfordernis .............................................................................................................................. 11 

4. Rechtsfolgen des etwaigen Zustandekommens der Beschlüsse .................................................. 11 

5. Verfahren der Abstimmung ohne Versammlung und Art der Abstimmung ................................... 11 

6. Stimmabgabe über den Stimmrechtsvertreter ............................................................................... 12 

7. Vertretung durch Bevollmächtigte ................................................................................................. 13 

8. Teilnahmeberechtigung, Stimmrechte und Nachweise ................................................................. 14 

9. Gegenanträge und Ergänzungsverlangen .................................................................................... 15 

10. Angabe der ausstehenden Schuldverschreibungen ...................................................................... 16 

11. Weitere Informationen ................................................................................................................... 16 

12. Unterlagen ..................................................................................................................................... 16 

Voraussichtlicher Zeitplan .................................................................................................................. 19 

ANLAGEN .............................................................................................................................................. 21 

- Anlage 1: Muster Stimmformular (Deutsch) 

- Anlage 2: Muster Stimmrechtsvollmacht für den Stimmrechtsvertreter (Deutsch) 

- Anlage 3: Muster Stimmrechtsvollmacht für Dritte (Deutsch) 

  



 

1  Seite 5 von 27 

 

1. Hintergrund und Gründe für die Abstimmung ohne Versammlung 

Hinweis zum nachfolgenden Abschnitt 

Der Abschnitt „Hintergrund und Gründe für die Abstimmung ohne Versammlung“ ist von der 

Emittentin freiwillig erstellt worden, um den Anleihegläubigern die Hintergründe für die 

Beschlussgegenstände und die konkreten Beschlussvorschläge zu erläutern. Die betreffenden 

Ausführungen sind keinesfalls als abschließende Entscheidungsgrundlage für die 

Abstimmungsentscheidung der Anleihegläubiger zu verstehen. Darüber hinaus übernimmt die 

Emittentin keine Gewähr dafür, dass der Abschnitt „Hintergrund und Gründe für die Abstimmung 

ohne Versammlung“ alle Informationen enthält, die für die Beschlussfassung notwendig oder 

angemessen sind, und weder die Emittentin noch ihre gesetzlichen Vertreter, Mitarbeiter oder 

Berater und Bevollmächtigte oder deren jeweilige gesetzliche Vertreter, Mitarbeiter und Berater, 

noch irgendeine andere Person garantieren die Richtigkeit und Vollständigkeit der in diesem 

Abschnitt enthaltenen Informationen und übernehmen keine Haftung für die darin enthaltenen 

Informationen, insbesondere nicht für Schäden, die durch Anlageentscheidungen entstehen, 

die auf der Grundlage der im Abschnitt „Hintergrund und Gründe für die Abstimmung ohne 

Versammlung“ enthaltenen Informationen getroffen wurden. Dementsprechend ersetzt diese 

Aufforderung zur Stimmabgabe in einer Abstimmung ohne Versammlung nicht eine 

eigenständige Prüfung und Bewertung der Beschlussgegenstände sowie eine weitere Prüfung 

der rechtlichen, wirtschaftlichen, finanziellen und sonstigen Verhältnisse der Emittentin durch 

jeden einzelnen Anleihegläubiger. Anleihegläubiger sollten ihre Entscheidung über die 

Abstimmung zu den Beschlussgegenständen der Abstimmung ohne Versammlung nicht allein 

auf der Grundlage dieser Aufforderung zur Stimmabgabe, sondern unter Heranziehung aller 

verfügbaren Informationen über die Emittentin nach Konsultation mit ihren eigenen 

Rechtsanwälten, Steuer- und/oder Finanzberatern treffen. 

Diese Aufforderung zur Abstimmung ohne Versammlung wurde am 8. März 2024 im 

Bundesanzeiger und auf der Internetseite der Emittentin unter www.aap.de unter der Rubrik 

„Investoren/Wandelschuldverschreibung“ veröffentlicht. Die hierin enthaltenen Informationen 

sind aktuell, sofern nicht anders angegeben. Die hierin enthaltenen Informationen können 

jedoch nach dem Datum der Veröffentlichung dieser Aufforderung unrichtig werden. Weder die 

Emittentin noch ihre gesetzlichen Vertreter, Mitarbeiter oder Berater und Bevollmächtigte oder 

deren jeweilige gesetzliche Vertreter, Mitarbeiter und Berater übernehmen im Zusammenhang 

mit dieser Aufforderung zur Stimmabgabe eine Verpflichtung zur Aktualisierung der 

Informationen in dieser Aufforderung zur Stimmabgabe oder zur Information über Umstände 

nach dem Datum dieser Aufforderung zur Stimmabgabe. 

  

http://www.aap.de/
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1.1 Hintergrund  

Die Emittentin ist ein global tätiges Medizintechnikunternehmen mit Sitz in Berlin, Deutschland. 

Die aap-Gruppe entwickelt, produziert und vermarktet Produkte für die Traumatologie. 

Die Emittentin hat am 4. Oktober 2023 die Pflichtwandelanleihe 2023/2028 begeben. Die 

Anleihe ist ein wesentlicher Baustein des aktuell von der aap umgesetzten 

Refinanzierungsprozesses. Der Erlös dient der Sicherung der Finanzierung der Gesellschaft 

und wird von Restrukturierungsmaßnahmen begleitet, um das operative Traumageschäft 

profitabel zu machen. 

Nach Maßgabe der Anleihebedingungen sind die Anleihegläubiger verpflichtet die 

Schuldverschreibungen nach dem 6. Oktober 2024 in Wandlungsaktien zu wandeln und zwar 

(i) soweit der volumengewichtete Durchschnittskurs der Aktie der aap Implantate AG mit der 

ISIN DE000A3H2101 / WKN A3H210 im XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse oder 

deren Rechtsnachfolgerin an mindestens sechzig (60) aufeinanderfolgenden Handelstagen 

mehr als EUR 1,60 beträgt oder (ii) am 6. Oktober 2028, sofern der Schlusskurs der aap Aktie 

im XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse am 5. Oktober 2028 mindestens EUR 1,03 

beträgt.  

Daneben haben die Anleihegläubiger das Recht, ihre Schuldverschreibungen in bestimmten, in 

den Anleihebedingungen festgelegten, Zeiträumen in Stammaktien der aap 

(„Wandlungsaktien“) nach ihrer Wahl zu wandeln. Die Anleihebedingungen sehen für die 

Wandlung gegenwärtig jedoch eine einjährige Sperrfrist ab dem Emissionstag vor, sodass eine 

Wahlwandlung erst nach dem 6. Oktober 2024 erstmals möglich ist (§ 7 Abs. 4(a) der 

Anleihebedingungen).  

Anleihegläubiger haben die Gesellschaft kontaktiert und den Wunsch geäußert, nach näherer 

Maßgabe der Anleihebedingungen bereits vor dem 6. Oktober 2024 die Schuldverschreibungen 

in Wandlungsaktien wandeln zu können. Der Vorstand der Gesellschaft möchte diesem 

Anliegen der Anleihegläubiger entsprechen und die Sperrfrist in § 7 Abs. 4(a) der 

Anleihebedingungen streichen, da eine Wandlung der Schuldverschreibungen für aap bedeuten 

würde, dass aus dem befristet verfügbaren Fremdkapital bei Umwandlung unbefristet 

verfügbares Eigenkapital wird, die Eigenkapitalbasis der Gesellschaft gestärkt wird, der 

Verschuldungsgrad reduziert wird und die Gesellschaft keine Zinsen auf die (gewandelten) 

Schuldverschreibungen zahlen muss. 

Um den Anleihegläubigern bereits möglichst frühzeitig nach Inkrafttreten der beabsichtigten 

Änderung, der Streichung der Sperrfrist, die Möglichkeit zur Wahlwandlung zu gewähren, soll 

zudem in den Anleihebedingungen ein einmaliger Ausübungszeitraum von vierzehn Tagen vor 

dem 31. Mai 2024 vorgesehen werden.  

Nach einer Ausübung des Wandlungsrechts werden die Wandlungsaktien sobald wie möglich 

nach dem Ausübungstag auf das von dem betreffenden Anleihegläubiger angegebene 

Wertpapierdepot übertragen. Die Aktien der Emittentin sind zum Teil im regulierten Markt der 

Frankfurter Wertpapierbörse zum Handel zugelassen (General Standard) 

(ISIN: DE000A3H2101 / WKN: A3H210). Daneben sind erhebliche Teile der Aktien jedoch noch 

nicht zum Börsenhandel zugelassen (ISIN: DE000A32VN34 / WKN: A32VN3 und 

ISIN: DE000A32VP65 / WKN: A32VP6). Die Gesellschaft beabsichtigt, eine vollständige 

Zulassung aller Aktien zu erreichen, die im Rahmen dieser Anleihe ausgegeben werden. Es 

kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass eine Zulassung der Aktien nicht oder nicht vor 

Ausübung einer Wandlung erfolgt. In diesem Fall würden nach Wandlung nicht zum 

Börsenhandel zugelassene Aktien geliefert werden. 
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1.2 Beschlussvorschlag 

Vor diesem Hintergrund schlägt die Emittentin den Anleihegläubigern der Anleihe vor, die 

einjährige Sperrfrist zu streichen, die eine Wandlung erst ab Oktober 2024 erlaubt. Im Einzelnen 

umfasst dies: 

(i) In § 7 Abs. 2 Satz 1 („Ausübungszeitraum“) wird der Passus „[…], beginnend mit dem 

14 tätigen Zeitraum vor dem 31. Oktober 2024,“ gestrichen. Zudem wird ein einmaliger 

Ausübungszeitraum von vierzehn Tagen vor dem 31. Mai 2024 neu eingeführt. 

(ii) In § 7 Abs. 4 („Nichtausübungszeitraum“) wird lit. (a) ersatzlos gestrichen („ein Jahr ab 

dem Emissionstag der Schuldverschreibung, wie unter § 2(1) definiert („Sperrfrist“)“).  

(iii) In § 11 Abs. 1 („Bedingtes oder Genehmigtes Kapital“) wird in Unterabsatz 2 der Passus 

„[…] bis spätestens vor Ablauf der in § 7(4)(a) definierten Sperrfrist“ gestrichen und 

durch den Einschub „bis 31. Oktober 2024“ ersetzt. Dies bezieht sich auf den Zeitpunkt, 

bis zu dem die Emittentin beabsichtigt, einen Prospekt gemäß der Verordnung (EU) 

2017/1129 zu erstellen, um eine vollständige Zulassung der Aktien zu erreichen, die im 

Rahmen dieser Schuldverschreibung ausgegeben werden. 

Anleihegläubiger sollten berücksichtigen, dass eine Beschlussfassung über die 

vorgeschlagenen Tagesordnungspunkte durch die Anleihegläubiger nur möglich ist, wenn 

Anleihegläubiger, die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung mindestens fünfzig Prozent der 

ausstehenden Schuldverschreibungen halten, an der Abstimmung ohne Versammlung 

teilnehmen. Bei einer ggf. erforderlichen zweiten Versammlung beträgt das Quorum 

fünfundzwanzig Prozent der zum Zeitpunkt der Versammlung ausstehenden 

Schuldverschreibungen. Die Anleihegläubiger werden daher dringend gebeten, sich an der 

Abstimmung zu beteiligen. 

1.3 Was geschieht, wenn die Beschlüsse nicht gefasst werden sollten? 

Sollten die Anleihegläubiger den vorgeschlagenen Beschlussgegenständen nicht zustimmen, 

bleiben die derzeit geltenden Anleihebedingungen unverändert in Kraft. Eine Wahlwandlung in 

Aktien der Gesellschaft wäre damit erstmals im ersten Ausübungszeitraum nach dem 6. Oktober 

2024, also im Zeitraum von 14 Tagen vor dem und einschließlich 31. Oktober 2024 möglich. 

1.4 Risikofaktoren  

Den Anleihegläubigern wird dringend empfohlen, alle in dieser Aufforderung zur Stimmabgabe 

enthaltenen Informationen sorgfältig auszuwerten, ihre eigenen Rechts-, Anlage- und 

Steuerberater zu konsultieren und ihre eigene Entscheidung zu treffen, ob sie ihre Zustimmung 

zu den Änderungen geben. 

Bevor sie eine Entscheidung in Bezug auf diese Aufforderung zur Stimmabgabe treffen, sollten 

die Anleihegläubiger zusätzlich zu den anderen in dieser Aufforderung zur Stimmabgabe 

enthaltenen Informationen die folgenden Punkte sorgfältig prüfen: 

Im Fall der Wandlung könnten nicht zum Börsenhandel zugelassene Aktien geliefert 

werden. 

Die Aktien der Emittentin sind nur zum Teil im regulierten Markt der Frankfurter Wertpapierbörse 

zum Handel zugelassen (General Standard) (ISIN: DE000A3H2101 / WKN: A3H210). Daneben 

sind erhebliche Teile der Aktien noch nicht zum Börsenhandel zugelassen 

(ISIN: DE000A32VN34 / WKN: A32VN3 und ISIN: DE000A32VP65 / WKN: A32VP6). Die 

Gesellschaft beabsichtigt, bis zum 31. Oktober 2024 eine vollständige Zulassung aller Aktien 

zu erreichen, die im Rahmen dieser Anleihe ausgegeben werden. Ein für eine Zulassung der 
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Aktien zum Handel im regulierten Markt erforderlicher Prospekt gemäß der Verordnung 

(EU) 2017/1129 wurde noch nicht erstellt. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass eine 

Zulassung der Aktien nicht oder nicht vor Ausübung einer Wandlung erfolgt. In diesem Fall 

würden nach Wandlung nicht zum Börsenhandel zugelassene Aktien geliefert werden. Es kann 

nicht ausgeschlossen werden, dass die Handelbarkeit solcher nicht zum Börsenhandel 

zugelassenen Aktien erheblich eingeschränkt ist.  

Wenn die Änderungen wirksam werden, unterliegen alle Schuldverschreibungen den 

Bedingungen dieser Änderungen und jeder Anleihegläubiger der 

Schuldverschreibungen ist durch diese Änderungen gebunden. 

Wenn die Änderungen wirksam werden, sind alle Anleihegläubiger an diese Änderungen 

gebunden, unabhängig davon, ob der betreffende Anleihegläubiger eine Stimme abgegeben 

oder auf andere Weise einer solchen Änderung zugestimmt oder widersprochen hat.  

In der Regel können die Anleihegläubiger ihre Zustimmungsanweisungen und 

Abstimmungsformulare nicht widerrufen. 

Abstimmungsanweisungen und Zustimmungsanweisungen, die beim Abstimmungsleiter oder 

dem Stimmrechtsvertreter eingegangen sind, können von den Anleihegläubigern grundsätzlich 

nicht widerrufen werden.  

Die Emittentin kann die Frist für das Zustimmungsersuchen verlängern oder es beenden.  

Die Emittentin kann jederzeit vor Beginn des Abstimmungszeitraums den Zeitplan des 

Zustimmungsersuchens aus beliebigen Gründen verlängern oder beenden. 

Schuldverschreibungen von Anleihegläubigern, die an der Abstimmung teilnehmen 

möchten, werden bis einschließlich des letzten Tages des Abstimmungszeitraums für 

den Handel über die Clearingsysteme gesperrt. 

Um an der Abstimmung teilzunehmen, müssen die Anleihegläubiger bestimmte Dokumente in 

Bezug auf ihre Schuldverschreibungen einreichen, einschließlich eines Besonderen 

Nachweises und eines Sperrvermerks, welcher von der jeweiligen Depotbank ausgestellt wird. 

Der Sperrvermerk wird eine Bestätigung der jeweiligen Depotbank enthalten, dass die 

betreffenden Schuldverschreibungen während des Zeitraums vom Datum des Besonderen 

Nachweises bis zum letzten Tag (einschließlich) des Abstimmungszeitraums nicht übertragbar 

sind. Während des Zeitraums, in dem die Schuldverschreibungen für die Teilnahme an der 

Abstimmung für den Handel gesperrt sind, können die Anleihegläubiger ihre 

Schuldverschreibungen möglicherweise nicht unverzüglich liquidieren oder rechtzeitig auf 

ungünstige Handelsbedingungen reagieren und könnten aufgrund dieser Beschränkungen der 

Übertragbarkeit Verluste erleiden. 

Es liegt in der Verantwortung der Anleihegläubiger, die Implikationen der 

vorgeschlagenen Änderungen zu bewerten und das Verfahren zur Aufforderung zur 

Stimmabgabe zu befolgen. 

Jeder Anleihegläubiger ist für die Beurteilung der Beschlussvorschläge selbst verantwortlich. 

Die Emittentin hat keine Bewertung der Vor- und Nachteile des Zustimmungsersuchens oder 

der Auswirkungen des Zustimmungsersuchens auf die Interessen der Anleihegläubiger als 

Gruppe oder als Einzelpersonen vorgenommen und wird dies auch nicht tun. Darüber hinaus 

sind die Anleihegläubiger allein für die Einhaltung des erforderlichen Verfahrens zur Teilnahme 

an der Stimmabgabe verantwortlich, einschließlich der Einreichung eines Besonderen 

Nachweises und eines Sperrvermerks sowie der Stimmabgabe und der Übermittlung der 

Stimmen oder der Anweisungen zur Stimmabgabe an den Stimmrechtsvertreter. Weder die 

Emittentin, noch der Stimmrechtsvertreter oder der Notar (Abstimmungsleiter) sind verpflichtet, 

die Anleihegläubiger über Unregelmäßigkeiten in Bezug auf die übermittelten Unterlagen oder 

die abgegebenen Stimmen zu informieren. 

 



 

1  Seite 9 von 27 

 

Die Beschlüsse können während der gesetzlichen Anfechtungsfrist rechtlich 

angefochten werden. 

Nach dem Gesetz über Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen ("SchVG") hat jeder 

Anleihegläubiger das Recht, die in der Abstimmung beschlossenen Änderungen innerhalb eines 

Monats nach Bekanntgabe des Abstimmungsergebnisses an die Anleihegläubiger anzufechten. 

Um eine Anfechtungsklage beim zuständigen Gericht einreichen zu können, müssen die 

Anleihegläubiger, die an der Abstimmung teilgenommen haben, schriftlich Widerspruch gegen 

das Abstimmungsergebnis erheben. Ein solcher Widerspruch muss innerhalb von zwei Wochen 

nach Bekanntgabe des Ergebnisses an den Abstimmungsleiter gerichtet werden und bei diesem 

eingehen. Eine Anfechtung kann auf eine Verletzung des Gesetzes oder der 

Anleihebedingungen gestützt werden. Wegen unrichtiger, unvollständiger oder verweigerter 

Erteilung von Informationen kann ein Beschluss der Anleihegläubiger nur angefochten werden, 

wenn ein objektiv urteilender Anleihegläubiger die Erteilung der Information als wesentliche 

Voraussetzung für sein Abstimmungsverhalten angesehen hätte. Im Falle einer erfolgreichen 

Anfechtungsklage erklärt ein Gericht die betreffenden Änderungen für ungültig. 

Der Abschluss der Abstimmung ohne Versammlung kann sich verzögern oder ganz 

entfallen. 

Die Emittentin ist nicht verpflichtet, die Abstimmung ohne Versammlung abzuschließen, die 

unter anderem vom Erhalt der erforderlichen Zustimmungen, dem Ablauf der gesetzlichen 

Anfechtungsfrist nach dem SchVG und dem Ausbleiben eines ausstehenden 

Anfechtungsverfahrens in Bezug auf die Abstimmung ohne Versammlung und/oder die 

Änderungen (oder, falls eine Anfechtungsklage eingereicht wurde, nach der Beilegung einer 

solchen Klage) abhängig ist. Selbst wenn die Abstimmung ohne Versammlung abgeschlossen 

wird, kann es sein, dass es nicht nach dem beschriebenen Zeitplan abgeschlossen wird.  

Darüber hinaus können die Emittentin oder ihre verbundenen Unternehmen in 

Rechtsstreitigkeiten von Anleihegläubigern oder anderen Dritten verwickelt werden, die die 

Bedingungen oder die Gültigkeit der Abstimmung ohne Versammlung anfechten. Obwohl die 

Emittentin der Ansicht ist, dass die Abstimmung ohne Versammlung im Einklang mit dem 

anwendbaren Recht, den Anleihebedingungen und anderen bestehenden Vereinbarungen 

steht, kann es sein, dass die Emittentin und ihre verbundenen Unternehmen in einem solchen 

Rechtsstreit nicht obsiegen. Jeder Rechtsstreit kann zu einer möglichen Verzögerung, 

Änderung, Rücknahme oder Beendigung der Abstimmung ohne Versammlung führen.  

Kreditratings spiegeln möglicherweise nicht alle Risiken wider 

Nach Durchführung der Abstimmung ohne Versammlung wird erwartet, dass die 

Risikobewertung der Schuldverschreibungen unverändert bleibt. Eine oder mehrere andere 

Rating-Agenturen können von Zeit zu Zeit unaufgeforderte Rating-Berichte in Bezug auf die 

Schuldverschreibungen ohne die Zustimmung oder das Wissen von aap veröffentlichen. Es 

kann nicht garantiert werden, dass ein solches Rating nicht von bestehenden Ratings abweicht 

oder niedriger ausfällt als diese. Die Emittentin hat keine Kontrolle über solche Berichte oder 

Analysen und ein negatives Rating der Schuldverschreibungen könnte den Wert der 

Schuldverschreibungen nachteilig beeinflussen. Das Rating spiegelt möglicherweise nicht die 

potenziellen Auswirkungen aller Risiken im Zusammenhang mit der Struktur, dem Markt, den 

oben genannten zusätzlichen Faktoren und anderen Faktoren wider, die den Wert der 

Schuldverschreibungen beeinflussen können. Darüber hinaus ist ein Rating keine Empfehlung 

zum Kauf, Verkauf oder Halten von Wertpapieren und kann von einer Ratingagentur jederzeit 

geändert, ausgesetzt oder zurückgezogen werden. 
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2. Gegenstand der Abstimmung ohne Versammlung und Beschlussvorschlag der 

Emittentin 

TOP: Beschlussfassung über die Aufhebung der einjährigen Sperrfrist  

Die Emittentin schlägt den Anleihegläubigern vor, wie folgt zu beschließen: 

• § 7 Abs. 2 Satz 1 der Anleihebedingungen wird wie folgt neugefasst: 

 

Ausübungszeitraum. Das 
Wandlungsrecht kann durch einen 
Anleihegläubiger während der Laufzeit der 
Schuldverschreibungen in einem Zeitraum 
von 14 Tagen vor dem und einschließlich 
31. Januar, 30. April, 31. Juli und 
31. Oktober eines jeden Jahres sowie 
einmalig in dem Zeitraum von vierzehn 
Tagen vor dem 31. Mai 2024 und vor dem 
1. Oktober 2028 (jeweils ein 
"Ausübungszeitraum") ausgeübt 
werden, vorbehaltlich § 7(3) und (4).  

Conversion Period. The Conversion 
Right may be exercised by a Noteholder 
during the period of 14 days prior to and 
including 31 January, 30 April, 31 July 
and 31 October of each year, and once 
in the period of fourteen days before 
31 May 2024 and before 1 October 
2028 (each a "Conversion Period"), 
subject to the provisions of Sec. 7(3) 
and (4). 

 

• § 7 Abs. 4 lit. (a) der Anleihebedingungen („ein Jahr ab dem Emissionstag der 

Schuldverschreibung, wie unter § 2(1) definiert („Sperrfrist“))“ wird ersatzlos 

gestrichen. 

 

• Die Nummerierung in § 7 Abs. 4 der Anleihebedingungen wird neugefasst. Der 

bisherige lit. (b) wird zu lit. (a), der bisherige lit. (c) zu lit. (b) und der bisherige lit. (d) zu 

lit. (c). 

 

• Der Verweis auf die Sperrfrist in § 11 Abs. 1 der Anleihebedingungen wird gestrichen. 

§ 11 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

Bedingtes oder Genehmigtes Kapital. 
Die Aktien werden nach Durchführung 
der Wandlung nach Wahl der 
Anleiheschuldnerin aus genehmigtem 
oder bedingtem Kapital der 
Anleiheschuldnerin stammen. Sofern ein 
bedingtes Kapital zur Verfügung steht, 
wird die Anleiheschuldnerin zunächst 
dieses verwenden. 

Die in diesem § 11(1) definierten 
Aktien sind zum Zeitpunkt des 
Emissionstages der 
Schuldverschreibungen nicht zum 
Handel an der Börse zugelassen. Die 
Anleiheschuldnerin beabsichtigt bis 
31. Oktober 2024 einen Prospekt 
gemäß der Verordnung (EU) 
2017/1129 zu erstellen, um eine 
vollständige Zulassung aller Aktien zu 
erreichen, die im Rahmen dieser 
Schuldverschreibung ausgegeben 
werden. 

Conditional or Authorized Capital. 
Upon execution of the conversion, new 
Shares will be issued out of conditional or 
authorized capital of the Issuer upon the 
choice of the Issuer. To the extent there 
exists a conditional capital, the Issuer 
shall first make use of this capital. 

The shares defined in this Sec. 11(1) 
are not admitted to trading on the 
stock exchange at the time of the 
issue date of the Notes. The Issuer 
intends to prepare a prospectus in 
accordance with Regulation (EU) 
2017/1129 by 31 October 2024 in order 
to achieve full admission of all shares 
issued under these Notes. 
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3. Rechtsgrundlage für die Abstimmung ohne Versammlung, Beschlussfähigkeit und 

Mehrheitserfordernis 

3.1 Gemäß § 19 Abs. 1 der Anleihebedingungen können die Anleihebedingungen durch die 

Emittentin mit Zustimmung der Anleihegläubiger aufgrund eines Mehrheitsbeschlusses nach 

Maßgabe der §§ 5 ff. SchVG in seiner gültigen Fassung geändert werden. 

3.2 Beschlüsse der Anleihegläubiger sollen entweder in einer Gläubigerversammlung nach § 19 

Abs. 3 (a) der Anleihebedingungen oder im Wege der Abstimmung ohne Versammlung nach 

§ 19 Abs. 3 (b) der Anleihebedingungen gemäß § 18 SchVG getroffen werden. Die 

Entscheidung obliegt grundsätzlich der Emittentin. 

3.3 Bei der Abstimmung ohne Versammlung ist die Beschlussfähigkeit nach Maßgabe des § 18 

Abs. 1 SchVG in Verbindung mit § 15 Abs. 3 Satz 1 SchVG gegeben, wenn die an der 

Abstimmung ohne Versammlung teilnehmenden Anleihegläubiger mindestens die Hälfte der im 

Zeitpunkt der Beschlussfassung ausstehenden Schuldverschreibungen vertreten. 

3.4 Der Beschluss gemäß TOP 1 dieser Aufforderung zur Stimmabgabe bedarf zu seiner 

Wirksamkeit einer einfachen Mehrheit der an der Abstimmung teilnehmenden Stimmrechte, 

also mehr als 50 Prozent der an der Abstimmung ohne Versammlung teilnehmenden 

Stimmrechte gemäß § 19 Abs. 2 Satz 1 der Anleihebedingungen. 

 

4. Rechtsfolgen des etwaigen Zustandekommens der Beschlüsse 

Wenn die Anleihegläubiger mit der erforderlichen Mehrheit und wirksam über die Be- 

schlussgegenstände beschließen, ist der Beschluss der Anleihegläubiger für alle 

Anleihegläubiger gleichermaßen verbindlich. 

 

5. Verfahren der Abstimmung ohne Versammlung und Art der Abstimmung 

5.1 Gemäß § 19 Abs. 3 der Anleihebedingungen können Beschlüsse der Anleihegläubiger im Wege 

der Abstimmung ohne Versammlung gefasst werden, wenn die Bestimmungen des § 19 Abs. 3 

der Anleihebedingungen und die zwingenden Bestimmungen des SchVG eingehalten werden. 

Gemäß § 18 Abs. 2 SchVG wird die Abstimmung durch den Abstimmungsleiter, einen von der 

Emittentin beauftragten Notar, geleitet. Die Emittentin hat zu diesem Zweck Notar Dr. Karl-

Thomas Stopp als Abstimmungsleiter („Abstimmungsleiter“) bestellt. 

Der "Abstimmungszeitraum" beginnt am 26. März 2024, 00:00 Uhr MEZ und endet am 28. März 

2024, 24:00 Uhr MEZ.  

5.2 Anleihegläubiger, die an der Abstimmung ohne Versammlung teilnehmen möchten, müssen 

ihre Stimme im Abstimmungszeitraum in Textform (§ 126 b BGB) gegenüber dem 

Abstimmungsleiter unter der unten aufgeführten Adresse abgeben („Stimmabgabe“) oder den 

Stimmrechtsvertreter oder einen Dritten zur Stimmabgabe entsprechend anweisen und 

bevollmächtigen. Als Stimmabgabe gilt der Zugang beim Abstimmungsleiter.  

Stimmabgaben, die dem Abstimmungsleiter nicht innerhalb des Abstimmungszeitraums 

zugehen, d.h. also zu spät, aber auch zu früh zugehen, werden nicht berücksichtigt. 
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5.3 Die Stimmabgabe erfolgt per Post, Fax oder E-Mail an die folgende Adresse: 

 

Notar Dr. Karl-Thomas Stopp 
- Abstimmungsleiter - 

MOCK Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 
„Anleihe 2023/2028 der aap Implantate AG: Abstimmung ohne Versammlung“ 

 
Postanschrift: Uhlandstraße 6, 10623 Berlin 

Telefax: +49 (0) 30 210 21 111 
E-Mail: Abstimmungsleiter@mock-rechtsanwaelte.de 

 

Die Anleihegläubiger werden gebeten, das Muster des Stimmformulars zu verwenden, das 

dieser Aufforderung zur Stimmabgabe als Anlage 1 (in deutscher Sprache) beigefügt ist.  

Dem Stimmabgabedokument sind folgende Unterlagen beizufügen, sofern diese Nachweise 

nicht bereits zuvor übermittelt worden sind: 

• ein Nachweis der Teilnahmeberechtigung in Form eines Besonderen Nachweises mit 

Sperrvermerk des depotführenden Instituts (wie unter Ziffer 8.3 definiert); 

 

• ein Nachweis der gesetzlichen Vertretungsbefugnis nach Maßgabe der Ziffer 8.5, sofern 

der Anleihegläubiger durch einen gesetzlichen Vertreter (z. B. ein Kind durch seine Eltern, 

ein Mündel durch seinen Vormund) oder durch einen Amtswalter (z.B. ein 

Insolvenzschuldner durch den für ihn bestellten Insolvenzverwalter) vertreten wird; und 

 

• eine Vollmacht nach Maßgabe von Ziffer 7, sofern der Anleihegläubiger bei der Abstimmung 

ohne Versammlung von einem Dritten vertreten wird. 

Ferner wird darum gebeten, dass Anleihegläubiger, die juristische Personen oder 

Personengesellschaften nach deutschem Recht oder nach ausländischem Recht sind, durch 

Vorlage eines aktuellen Auszugs aus einem einschlägigen Register oder durch eine andere 

gleichwertige Bestätigung ihre Vertretungsbefugnis nachweisen. Die Vorlage dieses 

Nachweises ist nicht Voraussetzung für die Teilnahme an der Abstimmung ohne Versammlung. 

5.4 Zur Erleichterung und Beschleunigung der Auszählung der Stimmen werden die 

Anleihegläubiger gebeten, das dieser Aufforderung zur Stimmabgabe als Anlage 1 beigefügte 

Formular zu verwenden. Die Gesellschaft stellt das in Anlage 1 beigefügte Muster auf der 

Webseite der Emittentin unter www.aap.de unter der Rubrik 

„Investoren/Wandelschuldverschreibung“ ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser 

Aufforderung zur Stimmabgabe zum Abruf zur Verfügung. Die Wirksamkeit einer Stimmabgabe 

hängt jedoch nicht von der Verwendung dieses Formulars ab. In das Formular für die 

Stimmabgabe werden auch etwaige bis dahin rechtzeitig und ordnungsgemäß gestellte 

Gegenanträge und/oder Ergänzungsverlangen aufgenommen werden. Gehen rechtzeitig und 

ordnungsgemäß gestellte Gegenanträge nach der Veröffentlichung dieser Aufforderung zur 

Stimmabgabe beim Abstimmungsleiter ein, wird das Formular aktualisiert. 

5.5 Das Abstimmungsergebnis wird nach dem Additionsverfahren ermittelt. Bei dem 

Additionsverfahren werden nur die Ja-Stimmen und die Nein-Stimmen gezählt. Berücksichtigt 

werden alle ordnungsgemäß im Abstimmungszeitraum abgegebenen und mit den 

erforderlichen Nachweisen versehenen Stimmen.  

 

6. Stimmabgabe über den Stimmrechtsvertreter  

6.1 Anleihegläubiger können ihr Stimmrecht auch über den Stimmrechtsvertreter ausüben. Als 

mailto:Abstimmungsleiter@mock-rechtsanwaelte.de
http://www.aap.de/
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Stimmrechtsvertreter wird die C-HV AG tätig. 

Gläubiger, die sich durch den Stimmrechtsvertreter vertreten lassen, werden gebeten, das 

dieser Aufforderung zur Stimmabgabe beigefügte Vollmachtsformular als Anlage 2 (Formular 

Stimmrechtsvollmacht) zu verwenden. Die Vollmacht des Anleihegläubigers an den 

Stimmrechtsvertreter bedarf der Textform im Sinne von § 126 b BGB. 

Aus Effizienzgründen werden die Anleihegläubiger gebeten, über den 

Stimmrechtsvertreter abzustimmen. 

6.2 Auch bei der Stimmabgabe durch den Stimmrechtsvertreter ist spätestens bis zum Ende des 

Abstimmungszeitraums ein Besonderer Nachweis mit Sperrvermerk des Vollmachtgebers 

sowie (soweit einschlägig) die Vertretungsbefugnis des Vollmachtgebers gegenüber dem 

Abstimmungsleiter nachzuweisen. Ebenso ist die Vollmachtserteilung spätestens bis zum Ende 

des Abstimmungszeitraums gegenüber dem Abstimmungsleiter nachzuweisen. 

6.3 Anleihegläubiger, die über den Stimmrechtsvertreter als Stellvertreter abstimmen, können die 

für die Teilnahme an der Abstimmung erforderlichen Unterlagen vgl. Ziffer 5.3, also 

insbesondere den Nachweis der Teilnahmeberechtigung in Form eines Besonderen 

Nachweises mit Sperrvermerk des depotführenden Instituts und, falls einschlägig, Nachweise 

der Vertretungsbefugnis, dem Stimmrechtsvertreter gemeinsam mit dem Vollmachtsformular 

(siehe das beigefügte Vollmachtsformular als Anlage 2) übermitteln.  

Die Unterlagen können dem Stimmrechtsvertreter per Post, Fax oder E-Mail an die folgende 

Adresse übermittelt werden: 

 

C-HV AG 
- Stimmrechtsvertreter - 

„Anleihe 2023/2028 der aap Implantate AG: Abstimmung ohne Versammlung“ 
Postanschrift: Gewerbepark 10, 92289 Ursensollen 

Telefax: +49 (0) 9628 92 49 001 
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com 

 

Im Fall einer Übermittlung des Nachweises der Teilnahmeberechtigung an den 

Stimmrechtsvertreter wird dieser die Unterlagen dem Abstimmungsleiter weiterleiten. 

6.4 Es liegt in der Verantwortung der Anleihegläubiger, dafür zu sorgen, dass dem 

Abstimmungsleiter der Besondere Nachweis und der Sperrvermerk sowie das Stimmformular 

innerhalb der Abstimmungsfrist, zugehen.  

 

7. Vertretung durch Bevollmächtigte 

7.1 Jeder Anleihegläubiger kann sich bei der Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten seiner 

Wahl vertreten lassen (§ 14 SchVG in Verbindung mit § 18 Absatz 1 SchVG). Das Stimmrecht 

kann durch den Bevollmächtigten ausgeübt werden.  

7.2 Die Vollmacht des Vollmachtgebers an den Vertreter bedarf der Textform im Sinne von § 126 b 

BGB. Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet werden kann, ist dieser 

Aufforderung zur Stimmabgabe als Anlage 3 beigefügt.  

7.3 Die Vollmachtserteilung ist spätestens bis zum Ende des Abstimmungszeitraums gegenüber 

dem Abstimmungsleiter durch Übermittlung der Vollmachtserklärung in Textform 

mailto:anmeldestelle@c-hv.com


 

1  Seite 14 von 27 

 

nachzuweisen. Auch bei der Stimmabgabe durch Bevollmächtigte ist ferner spätestens bis zum 

Ende des Abstimmungszeitraums ein Besonderer Nachweis mit Sperrvermerk des 

Vollmachtgebers sowie (soweit einschlägig) die Vertretungsbefugnis des Vollmachtgebers 

gegenüber dem Abstimmungsleiter nachzuweisen. 

 

8. Teilnahmeberechtigung, Stimmrechte und Nachweise 

8.1 Zur Teilnahme an der Abstimmung ohne Versammlung ist jeder Anleihegläubiger berechtigt, 

der spätestens bis zum Ende des Abstimmungszeitraums seine Inhaberschaft an den 

Schuldverschreibungen zum Zeitpunkt der Stimmabgabe nachweist. 

8.2 An der Abstimmung ohne Versammlung nimmt jeder Anleihegläubiger nach Maßgabe des von 

ihm gehaltenen Nennwerts bzw. des rechnerischen Anteils seiner Berechtigung an den im 

Zeitpunkt der Beschlussfassung ausstehenden Schuldverschreibungen der Emittentin teil. Jede 

Schuldverschreibung gewährt dabei eine Stimme. 

8.3 Anleihegläubiger müssen ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Abstimmung ohne 

Versammlung spätestens bis zum Ende des Abstimmungszeitraums nachweisen. Hierzu ist in 

Textform (§ 126 b BGB) ein Nachweis des depotführenden Instituts über ihre Inhaberschaft an 

den jeweiligen Schuldverschreibungen zum Zeitpunkt der Stimmabgabe mit einem 

Sperrvermerk nach Maßgabe der nachstehenden Buchstaben a) und b) an den 

Abstimmungsleiter zu übermitteln („Besonderer Nachweis mit Sperrvermerk“): 

a) Besonderer Nachweis 

Der erforderliche besondere Nachweis ist eine Bescheinigung der Depotbank, die  

(i) den vollen Namen und die Anschrift des Anleihegläubigers enthält und 

(ii) den gesamten Nennbetrag der Schuldverschreibungen angibt, die am 

Ausstellungstag dieser Bescheinigung dem bei dieser Depotbank bestehenden Depot 

dieses Anleihegläubigers gutgeschrieben sind. 

b) Sperrvermerk 

Der erforderliche Sperrvermerk des depotführenden Instituts ist ein Vermerk, wonach 

die vom Anleihegläubiger gehaltenen Schuldverschreibungen der Emittentin bis zum 

Ende des Abstimmungszeitraums beim depotführenden Institut gesperrt gehalten 

werden. 

Anleihegläubiger sollten sich wegen der Formalitäten des Besonderen Nachweises mit 

Sperrvermerk mit ihrer jeweiligen depotführenden Bank in Verbindung setzen.  

Anleihegläubiger, die (i) den Besonderen Nachweis mit Sperrvermerk nicht spätestens bis zum 

Ende des Abstimmungszeitraums in Textform (§ 126 b BGB) übermittelt haben, und/oder (ii) 

ihre Schuldverschreibungen nicht oder nicht rechtzeitig haben sperren lassen, sind nicht 

stimmberechtigt. Auch Bevollmächtigte eines solchen Anleihegläubigers können das 

Stimmrecht in diesen Fällen nicht ausüben. 

Ein Musterformular für den Besonderen Nachweis mit Sperrvermerk, das von dem 

depotführenden Institut verwendet werden kann, kann auf der Webseite der Emittentin unter 

www.aap.de unter der Rubrik „Investoren/Wandelschuldverschreibung“ abgerufen werden.  

8.4 Vertreter von Anleihegläubigern, die juristische Personen oder Personengesellschaften nach 

deutschem Recht (z. B. Aktiengesellschaft, GmbH, Kommanditgesellschaft, Offene 

Handelsgesellschaft, Unternehmergesellschaft, GbR) oder nach ausländischem Recht (z. B. 

Limited nach englischem Recht) sind, werden gebeten, spätestens bis zum Ende des 
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Abstimmungszeitraums zusätzlich zum Besonderen Nachweis mit Sperrvermerk ihre 

Vertretungsbefugnis nachzuweisen. Das kann durch Übersendung eines aktuellen Auszugs aus 

dem einschlägigen Register (z. B. Handelsregister, Vereinsregister) oder durch eine andere 

gleichwertige Bestätigung (z. B. Certificate of Incumbency, Secretary Certificate) geschehen. 

Der Nachweis der Vertretungsbefugnis nach dieser Ziffer 8.4 ist nicht Voraussetzung für die 

Berücksichtigung der Stimmen bei der Abstimmung ohne Versammlung. 

8.5 Sofern Anleihegläubiger durch einen gesetzlichen Vertreter (z. B. ein Kind durch seine Eltern, 

ein Mündel durch seinen Vormund) oder durch einen Amtswalter (z. B. ein Insolvenzschuldner 

durch den für ihn bestellten Insolvenzverwalter) vertreten werden, muss der gesetzliche 

Vertreter oder Amtswalter spätestens bis zum Ende des Abstimmungszeitraums zusätzlich zum 

Besonderen Nachweis mit Sperrvermerk des von ihm Vertretenen seine gesetzliche 

Vertretungsbefugnis in geeigneter Weise nachweisen (z. B. durch Kopie der 

Personenstandsunterlagen oder des Betreuerausweises). 

 

9. Gegenanträge und Ergänzungsverlangen 

9.1 Jeder Anleihegläubiger ist berechtigt, zu den Beschlussgegenständen, über die nach dieser 

Aufforderung zur Stimmabgabe Beschluss gefasst wird, eigene Beschlussvorschläge zu 

unterbreiten („Gegenantrag“). Gegenanträge sollten so rechtzeitig gestellt werden, dass die 

Emittentin sie noch vor Beginn des Abstimmungszeitraums auf ihrer Internetseite www.aap.de 

unter der Rubrik „Investoren/Wandelschuldverschreibung“allen Anleihegläubigern zugänglich 

machen kann. 

9.2 Anleihegläubiger, deren Schuldverschreibungen zusammen 5 % der ausstehenden 

Schuldverschreibungen erreichen, können verlangen, dass neue Gegenstände zur 

Beschlussfassung bekannt gemacht werden („Ergänzungsverlangen“). Ein solches 

Ergänzungsverlangen muss der Emittentin rechtzeitig zugehen, so dass es spätestens am 

dritten Tag vor dem Beginn des Abstimmungszeitraums im Bundesanzeiger und auf der 

Internetseite der Emittentin unter www.aap.de unter der Rubrik 

„Investoren/Wandelschuldverschreibung“ allen Anleihegläubigern zugänglich gemacht werden 

kann. Es sei darauf hingewiesen, dass im Bundesanzeiger zu veröffentlichende Dokumente 

regelmäßig mindestens zwei (je nach Umfang des Dokuments auch mehr) Publikationstage 

(d.h. Tage, an denen der Bundesanzeiger Veröffentlichungen einstellt) vor der Veröffentlichung 

an den Bundesanzeiger übermittelt werden müssen. Daher werden die Anleihegläubiger 

gebeten, etwaige Ergänzungsverlangen spätestens am 19. März 2024 mitzuteilen, sodass eine 

Veröffentlichung voraussichtlich am 22. März 2024 erfolgen kann. 

9.3 Gegenanträge und Ergänzungsverlangen sind an die Emittentin oder den Abstimmungsleiter 

zu richten und können vor Beginn des Abstimmungszeitraums per Post, Fax oder E-Mail an den 

Abstimmungsleiter oder die Emittentin an eine der folgenden Adressen übermittelt werden: 

 
aap Implantate AG 
- Investor Relations - 

„Anleihe 2023/2028 der aap Implantate AG: Abstimmung ohne Versammlung“ 
Lorenzweg 5,12099 Berlin 

Bundesrepublik Deutschland 
Fax: +49 (0) 30 750 19 290 

E-Mail: ir@aap.de  

oder 

 

http://www.aap.de/
http://www.aap.de/
mailto:ir@aap.de
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Notar Dr. Karl-Thomas Stopp 
- Abstimmungsleiter - 

MOCK Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 
„Anleihe 2023/2028 der aap Implantate AG: Abstimmung ohne Versammlung“ 

Postanschrift: Uhlandstraße 6, 10623 Berlin 
Telefax: +49 (0) 30 210 21 111 

E-Mail: Abstimmungsleiter@mock-rechtsanwaelte.de 
 

9.4 Zwingend beizufügen ist auch im Hinblick auf einen Gegenantrag und/oder ein 

Ergänzungsverlangen ein Besonderer Nachweis mit Sperrvermerk. Im Falle eines 

Ergänzungsverlangens haben die Anleihegläubiger, die beantragen, einen weiteren 

Gegenstand zur Beschlussfassung zu stellen, ferner nachzuweisen, dass sie zusammen 

5 Prozent der ausstehenden Schuldverschreibungen vertreten. 

10. Angabe der ausstehenden Schuldverschreibungen 

Das derzeit ausstehende Volumen der Schuldverschreibung beträgt EUR 2.703.750,00 ein- 
geteilt in 2.625.000 Schuldverschreibungen im Nennwert von jeweils EUR 1,03. 

 
Sollte sich im Zeitraum zwischen der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung und dem Beginn 
des Abstimmungszeitraums eine Verringerung des Volumens der Schuldverschreibungen 
ergeben, ist der niedrigere Betrag maßgeblich. 

 
Der Emittentin oder verbundenen Unternehmen stehen derzeit keine Schuldverschreibungen zu. 
Es werden derzeit ferner keine Schuldverschreibungen für Rechnung der Emittentin oder 
verbundener Unternehmen gehalten. 

11. Weitere Informationen 

Die Anleihegläubiger erhalten weitere Informationen zu dem Fortgang des Verfahrens und 
Antworten auf häufig gestellte Fragen (sog. FAQs) auf der Internetseite der Emittentin unter 
www.aap.de unter der Rubrik „Investoren/Wandelschuldverschreibung“. 

12. Unterlagen 

Vom Tag der Aufforderung zur Stimmabgabe an bis zum Ende des Abstimmungszeitraums 
stehen den Anleihegläubigern folgende Unterlagen auf der Internetseite der Emittentin 
www.aap.de unter der Rubrik „Investoren/Wandelschuldverschreibung“ zur Verfügung: 
 

• Diese Aufforderung zur Stimmabgabe an einer Abstimmung ohne Versammlung nebst den 
darin enthaltenen Bedingungen, von denen die Teilnahme an der Abstimmung ohne 
Versammlung und die Ausübung der Stimmrechte abhängen; 

 

• die Anleihebedingungen der Pflichtwandelanleihe 2023/2028 der aap Implantate AG; 
 

• das Formular für die Stimmabgabe im Rahmen der Abstimmung ohne Versammlung (bei 
Bedarf wird das bereits veröffentlichte Formular aktualisiert); 

 

• das Vollmachtsformular zur Erteilung von Vollmachten an den Stimmrechtsvertreter; 
 

• das Vollmachtsformular zur Erteilung von Vollmachten an Dritte; und 
 

• das Musterformular für den Besonderen Nachweis mit Sperrvermerk. 
 

mailto:Abstimmungsleiter@mock-rechtsanwaelte.de
http://www.aap.de/
http://www.aap.de/
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Auf Verlangen eines Anleihegläubigers werden ihm Kopien der vorgenannten Unterlagen 
unverzüglich und kostenlos übersandt. Das Verlangen ist per Post, Fax oder E-Mail 
zu richten an: 
 

aap Implantate AG 
- Investor Relations - 

„Pflichtwandelanleihe 2023/2028 der aap Implantate AG: Abstimmung ohne Versammlung“ 
Lorenzweg 5,12099 Berlin 

Bundesrepublik Deutschland 
Fax: +49 (0) 30 750 19 290 

E-Mail: ir@aap.de 
 
 
Berlin, im März 2024 
 
 
 
aap Implantate AG 
Der Vorstand 
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Auch der von der aap Implantate AG beauftragte Notar Dr. Karl-Thomas Stopp, Berlin fordert als 

Abstimmungsleiter die Anleihegläubiger der Schuldverschreibung der aap Implantate AG zur 

Stimmabgabe in einer Abstimmung ohne Versammlung innerhalb des Abstimmungszeitraums vom 

26. März 2024, um 0:00 Uhr und endend am 28. März 2024, um 24:00 Uhr (eingehend) in Textform (§ 

126 b BGB) gegenüber dem Abstimmungsleiter entsprechend der vorstehenden Aufforderung zur 

Stimmabgabe auf und stellt den unter dem einzigen TOP in der Aufforderung zur Stimmabgabe von der 

Emittentin unterbreiteten Beschlussvorschlag zur Abstimmung. 

 

Berlin, im März 2024  

Dr. Karl-Thomas Stopp, Notar 

  



 

1  Seite 19 von 27 

 

Voraussichtlicher Zeitplan 

Die Inhaber sollten die folgenden wichtigen Daten im Zusammenhang mit der Abstimmung zur 

Kenntnis nehmen. Die folgende Zusammenfassung der wichtigsten Daten wird durch die 

detaillierteren Informationen an anderer Stelle in dieser Aufforderung zur Stimmabgabe 

präzisiert. Die nachstehenden Daten können geändert werden: 
 

Ereignis  Datum/Uhrzeit  

Bekanntmachung der Aufforderung zur Stimmabgabe im 

Bundesanzeiger 

  

Die Anleihegläubiger können bereits ab diesem Zeitpunkt ihre 

Teilnahmeberechtigung (siehe Ziffer 7) gegenüber dem 

Abstimmungsleiter nachweisen. Eine Abstimmung gegenüber 

dem Abstimmungsleiter ist jedoch erst ab Beginn des 

Abstimmungszeitraums möglich. 

Anleihegläubiger, die über den Stimmrechtsvertreter 

abstimmen, können das ausgefüllte Vollmachtsformular an 

den Stimmrechtsvertreter übermitteln (siehe Ziffer 6) und 

gegenüber dem Stimmrechtsvertreter ihre 

Teilnahmeberechtigung (siehe Ziffer 7) nachweisen. 

 Voraussichtlich am 8. März 

2024 

Beginn des Abstimmungszeitraums   

Beginn des 72-stündigen Abstimmungszeitraums, innerhalb 

dessen der Stimmrechtsvertreter entsprechend der 

erhaltenen Vollmachten die Stimmen für die Anleihegläubiger 

ausüben wird (siehe Ziffer 6) (empfohlenes Verfahren).  

Alternativ können die Anleihegläubiger innerhalb des 

Abstimmungszeitraums ihre Stimme auch direkt beim 

Abstimmungsleiter abgeben (siehe Ziffer 5).  

Stimmen, die vor Beginn des Abstimmungszeitraums beim 

Abstimmungsleiter eingehen, werden nicht berücksichtigt und 

sind ungültig. 

 26. März 2024, 0:00 Uhr 

(Beginn des Tages) 

Ende des Abstimmungszeitraums   

Ende des Abstimmungszeitraums, in dem der 

Stimmrechtsvertreter gegenüber der Abstimmungsleiterin 

Stimmen abgibt und die Anleihegläubiger Stimmen 

unmittelbar im eigenen Namen oder über Stellvertreter 

gegenüber der Abstimmungsleiterin abgeben können. 

Stimmen, die nach dem Abstimmungszeitraum beim 

Abstimmungsleiter eingehen, werden nicht berücksichtigt und 

sind ungültig. 

 28. März 2024, 24:00 Uhr 

(Ende des Tages) 

Bekanntgabe des Ergebnisses der Abstimmung ohne 

Versammlung 

  

Voraussichtliches Datum der Veröffentlichung des 

Abstimmungsergebnisses mittels Pressemitteilung der 

Emittentin. 

 Voraussichtlich am 2. April 

2024 

Voraussichtliches Datum der Veröffentlichung des 

Abstimmungsergebnisses im Bundesanzeiger. 
 Voraussichtlich am 4. April 

2024 

 
 

Ende der gesetzlichen Anfechtungsfrist   
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Der Zeitpunkt, bis zu dem jeder Inhaber nach dem SchVG 

das gesetzliche Recht hat, einen von den Inhabern gefassten 

Beschluss anzufechten. 

 Einen Monat nach 

Veröffentlichung des 

Abstimmungsergebnisses im 

Bundesanzeiger, 

voraussichtlich am 4. Mai 

2024 bzw. am nächsten 

darauffolgenden Werktag 

Datum des Inkrafttretens der Änderungen der 

Anleihebedingungen 

  

Datum, an dem die Änderungen gemäß § 21 SchVG wirksam 

werden.  

 Die Emittentin wird die 

Umsetzung des Beschlusses 

so schnell wie praktisch 

möglich nach dem Ende 

gesetzlichen Anfechtungsfrist 

veranlassen, vorausgesetzt, 

dass keine 

Anfechtungsverfahren in 

Bezug auf die Abstimmung 

ohne Versammlung oder 

Änderung der 

Anleihebedingungen 

eingeleitet wurden oder, 

wenn Anfechtungsverfahren 

eingeleitet wurden, nach 

Beendigung des Verfahrens. 

Bekanntgabe der Wirksamkeit der Änderung der 

Anleihebedingungen  
 

  

Die Emittentin wird die Wirksamkeit der Änderung der 

Anleihebedingungen bekanntgeben. 

 

 So schnell wie praktisch 

möglich nach dem 

Beschluss-Wirksamkeitstag. 

 

Die Emittentin kann, vorbehaltlich der geltenden Gesetze, nach eigenem Ermessen die 

Aufforderung zur Stimmabgabe beenden oder den oben dargestellten Zeitplan jederzeit vor 

Beginn des Abstimmungszeitraums verlängern oder ändern. 
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ANLAGEN 



 

1  Seite 22 von 27 

 

ANLAGE 1: STIMMFORMULAR 
[Nur bei direkter Stimmabgabe über den Abstimmungsleiter Dr. Karl-Thomas Stopp zu verwenden] 

An:  

Dr. Karl-Thomas Stopp, Notar 
MOCK Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 
„Anleihe 2023/2028 der aap Implantate AG: Abstimmung ohne Versammlung“ 
Uhlandstraße 6 
10623 Berlin  
Bundesrepublik Deutschland 
 

Fax: +49 (0) 30 210 21 111  

E-Mail: Abstimmungsleiter@mock-rechtsanwaelte.de  

 

 

Datum: __________________  

Es wird auf die im Bundesanzeiger am 8. März 2024 bekanntgemachte Aufforderung zur Stimmabgabe 

der aap Implantate AG bezogen auf die EUR 2.703.750,00 Pflichtwandelanleihe 2023/2028 

(ISIN: DE000A351ZH9 / WKN: A351ZH) (die „Aufforderung zur Stimmabgabe“) sowie auf die 

Abstimmung ohne Versammlung, die von 00:00 Uhr (MEZ) (Beginn des Tages) am 26. März 2024 bis 

24:00 Uhr (MEZ) (Ende des Tages) am 28. März 2024 stattfinden wird, Bezug genommen.  

 

STIMMFORMULAR (ISIN: DE000A351ZH9) 

 

Die in der Aufforderung zur Stimmabgabe definierten Begriffe haben dieselbe Bedeutung, wenn sie in 

diesem Stimmformular verwendet werden, es sei denn, ihnen wird in diesem Stimmformular eine andere 

Bedeutung beigemessen.  

1. Wichtige rechtliche Informationen:  

Das ausgefüllte Stimmformular zusammen mit einem Besonderen Nachweis und einem 

Sperrvermerk muss innerhalb des Abstimmungszeitraums (Voting Period), der um 00:00 Uhr 

(MEZ) (Beginn des Tages) am 26. März 2024 beginnt und um 24:00 Uhr (MEZ) (Ende des Tages) 

am 28. März 2024 endet, in Textform (z.B. Post, Fax, E-Mail) bei der oben genannten Adresse dem 

Abstimmungsleiter zugehen.  

Stimmen, die vor oder nach dem Abstimmungszeitraum bei dem Abstimmungsleiter 

eingehen, werden nicht berücksichtigt und sind ungültig.  

Dieses Stimmformular wird aktualisiert, falls ein oder mehrere Gegenanträge und/oder neue 

Gegenstände zur Beschlussfassung gestellt werden; ein aktualisiertes Formular wird unter 

https://www.aap.de/investoren/wandelschuldverschreibung zur Verfügung stehen.  

2. Angaben zum Gläubiger:  

(a) Name / Firma:  

__________________________________________________________________________ 

(b) Anschrift:  

__________________________________________________________________________ 

(c) Nennbetrag der vom Gläubiger gehaltenen Schuldverschreibungen 

(ISIN DE000A351ZH9): 

__________________________________________________________________________ 

mailto:Abstimmungsleiter@mock-rechtsanwaelte.de
https://www.aap.de/investoren/wandelschuldverschreibung
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3. Ausübung des Stimmrechts  

Anleihegläubiger müssen eines der Kästchen bezüglich der vorgeschlagenen Änderungen 

ankreuzen.  

Durch Ankreuzen gebe ich/geben wir meine/unsere Stimme in Bezug auf die von mir gehaltenen 

Schuldverschreibungen bezüglich der vorgeschlagenen Änderung, die in der Aufforderung zur 

Stimmabgabe beschrieben ist, wie folgt ab:  

[  ] Ja  

[  ] Nein  

[  ] Enthaltung  

 

 

__________________________________________ 

Unterschrift 

 

__________________________________________ 

Name und Titel des Unterzeichnenden 

 

__________________________________________ 

Datum 

 

 

  



 

1  Seite 24 von 27 

 

ANLAGE 2: STIMMRECHTSVOLLMACHT AN DEN STIMMRECHTSVERTRETER 
[Nur bei Stimmabgabe über den Stimmrechtsvertreter C-HV AG zu verwenden] 

 

An: 

C-HV AG 
- Stimmrechtsvertreter - 
„Anleihe 2023/2028 der aap Implantate AG: Abstimmung ohne Versammlung“ 
Gewerbepark 10 
92289 Ursensollen 
Bundesrepublik Deutschland 
 

Fax: +49 (0) 9628 92 49 001 
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com  
 

 

Datum: ___________________  

Es wird auf die im Bundesanzeiger am 8. März 2024 bekanntgemachte Aufforderung zur Stimmabgabe 

der aap Implantate AG bezogen auf die EUR 2.703.750,00 Pflichtwandelanleihe 2023/2028 

(ISIN: DE000A351ZH9 / WKN: A351ZH) (die „Aufforderung zur Stimmabgabe“) sowie auf die 

Abstimmung ohne Versammlung, die von 00:00 Uhr (MEZ) (Beginn des Tages) am 26. März 2024 bis 

24:00 Uhr (MEZ) (Ende des Tages) am 28. März 2024 stattfinden wird, Bezug genommen.  

Die in der Aufforderung zur Stimmabgabe definierten Begriffe haben dieselbe Bedeutung, wenn sie in 

diesem Stimmformular verwendet werden, es sei denn, ihnen wird in diesem Stimmformular eine andere 

Bedeutung beigemessen.  

 

VOLLMACHT 

 

erteilt durch 

Name:   __________________________________________________________________________ 

Anschrift: _________________________________________________________________________ 

Nennbetrag der vom Gläubiger gehaltenen Schuldverschreibungen (ISIN DE000A351ZH9): 

_________________________________________________________________________________ 

als Anleihegläubiger von Schuldverschreibungen der aap Implantate AG. 

 

Ich/Wir ermächtige(n) hiermit die C-HV AG mit Geschäftssitz Gewerbepark 10, 92289 Ursensollen 

als Stimmrechtsvertreter mit der Befugnis, mich/uns bei der Abstimmung ohne Versammlung zu 

vertreten, mit dem Recht, Untervollmacht zu erteilen und meine/unsere Stimmrechte auf der 

Abstimmung ohne Versammlung auszuüben. Der Stimmrechtsvertreter ist von den Beschränkungen 

des § 181 BGB befreit. 

Im Zweifelsfall ist diese Vollmacht im weitest möglichen Umfang auszulegen. 

Diese Vollmacht unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland und ist entsprechend 

auszulegen. 

 

mailto:anmeldestelle@c-hv.com
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Ich/wir weisen den Stimmrechtsvertreter an, meine/unsere Stimme in Bezug auf die von mir gehaltenen 

Schuldverschreibungen bezüglich der vorgeschlagenen Änderung, die in der Aufforderung zur 

Stimmabgabe beschrieben ist, wie folgt abzugeben:  

 

[  ] Ja  

[  ] Nein  

[  ] Enthaltung  

 

 

__________________________________________ 

Unterschrift 

 

__________________________________________ 

Name und Titel des Unterzeichnenden 

 

__________________________________________ 

Datum 
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ANLAGE 3: STIMMRECHTSVOLLMACHT 

[Nur bei Stimmabgabe über einen Bevollmächtigten (außer dem Stimmrechtsvertreter C-HV AG) zu 
verwenden] 

 

An: 

Dr. Karl-Thomas Stopp, Notar 
MOCK Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 
„Anleihe 2023/2028 der aap Implantate AG: Abstimmung ohne Versammlung“ 
Uhlandstraße 6 
10623 Berlin  
Bundesrepublik Deutschland 
 

Fax: +49 (0) 30 210 21 111  

E-Mail: Abstimmungsleiter@mock-rechtsanwaelte.de  

 

 

Datum: ___________________  

Es wird auf die im Bundesanzeiger am 8. März 2024 bekanntgemachte Aufforderung zur Stimmabgabe 

der aap Implantate AG bezogen auf die EUR 2.703.750,00 Pflichtwandelanleihe 2023/2028 

(ISIN: DE000A351ZH9 / WKN: A351ZH) (die „Aufforderung zur Stimmabgabe“) sowie auf die 

Abstimmung ohne Versammlung, die von 00:00 Uhr (MEZ) (Beginn des Tages) am 26. März 2024 bis 

24:00 Uhr (MEZ) (Ende des Tages) am 28. März 2024 stattfinden wird, Bezug genommen.  

Die in der Aufforderung zur Stimmabgabe definierten Begriffe haben dieselbe Bedeutung, wenn sie in 

diesem Stimmformular verwendet werden, es sei denn, ihnen wird in diesem Stimmformular eine andere 

Bedeutung beigemessen.  

 

VOLLMACHT 

 

erteilt durch 

Name:    

_________________________________________________________________________________ 

Anschrift:  

_________________________________________________________________________________ 

Nennbetrag der vom Gläubiger gehaltenen Schuldverschreibungen (ISIN DE000A351ZH9): 

_________________________________________________________________________________ 

als Anleihegläubiger von Schuldverschreibungen der aap Implantate AG. 

 

Ich/Wir ermächtige(n) hiermit 

_________________________________________________________________________________ 

 

mit folgendem Wohnsitz / Geschäftssitz 

_________________________________________________________________________________ 

 

mailto:Abstimmungsleiter@mock-rechtsanwaelte.de
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als Stimmrechtsvertreter mit der Befugnis, mich/uns bei der Abstimmung ohne Versammlung zu 

vertreten, mit dem Recht, Untervollmacht zu erteilen und meine/unsere Stimmrechte auf der 

Abstimmung ohne Versammlung auszuüben. Der Stimmrechtsvertreter ist von den Beschränkungen 

des § 181 BGB befreit. 

Im Zweifelsfall ist diese Vollmacht im weitest möglichen Umfang auszulegen. 

Diese Vollmacht unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland und ist entsprechend 

auszulegen. 

 

 

__________________________________________ 

Unterschrift 

 

__________________________________________ 

Name und Titel des Unterzeichnenden 

 

__________________________________________ 

Datum 

 

 


